
Gewerkschaft
Erziehung
und Wissenschaft

Um es vorweg zu nehmen: Der schwarz-gel-
be Koalitionsvertrag ist ein Papier der Spal-
tung. Er vertieft die Kluft zwischen Arm
und Reich in der Gesellschaft durch Steuer-
erleichterungen, die mit neuen
Schulden und dem Abbau sozi-
aler Sicherungssysteme finan-
ziert werden. Er festigt die Spal-
tung in jene, die sich Gesund-
heit und Bildung leisten kön-
nen, und jene, die ausgeschlos-
sen bleiben. Bildung wird weiter
vom Grundrecht zur Ware de-
gradiert, garniert mit einigen
Stipendien für Hochbegabte.
Eine solche Politik spaltet auch die Frauen:
Niedriglöhnerinnen, darunter hochqualifi-
zierte Frauen in prekären Arbeitsverhältnis-
sen etwa in Wissenschaft und Bildung, ha-
ben von dieser Regierung nichts zu erwar-
ten. Deren „Nein“ zu einem existenzsi-
chernden gesetzlichen Mindestlohn ist ver-
nehmlich. Gut verdienende Frauen aus der
„am besten qualifizierten Frauengeneration
aller Zeiten“ hingegen erhalten Angebote,
um den familiären Alltag zu meistern.
Zwar muss der Bund, getrieben von pein-
lichen internationalen Vergleichen und EU-

Gesetzgebung, etwas für die Entgeltgleich-
heit von Frauen und Männern tun. Doch
mit der Mess-Methode Logib-D, welche die
Koalition empfehlen will, bekommen
Unternehmen ein Pseudo-Instrument an
die Hand. Damit können sie nachweisen,
dass „die angebliche Entgeltdiskriminierung
im eigenen Betrieb nichts anderes ist als ein
Popanz verbohrter Gewerkschafterinnen
und Emanzen“ (siehe S. 3).
Zu Bildung und Betreuung für Kinder jeden
Alters enthält der Koalitionsvertrag nur
wohlklingende Programmsätze. Wollte die

Bundesregierung ernsthaft et-
was für eine „Bildungsrepublik
Deutschland“ tun, müsste sie
sich mit einer neuerlichen Fö-
deralismusreform die notwen-
digen Kompetenzen verschaf-
fen, um den Weg in die bil-
dungspolitische Kleinstaaterei
umzukehren. Und sie dürfte
den Ländern und Kommunen

nicht mit einer fatalen Steuerpolitik die Fi-
nanzen nehmen, die diese in Bildung und
Sozialpolitik stecken sollen.
Individuelles Sparen für die Bildung der
Kinder und die private Altersvorsorge, Zu-
satzbeiträge für Krankenversicherung und
Pflege, höhere Abgaben für nunmehr um-
satzsteuerpflichtige öffentliche Ver- und
Entsorgungsleistungen. Den meisten Men-
schen wird der Koalitionsvertrag teuer zu
stehen kommen.

Anne Jenter
Mitglied im GEW-Hauptvorstand
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„Wachstum, Bildung, Zusammen-
halt“ verheißt der schwarz-gelbe
Koalitionsvertrag. Doch für die meis-
ten Menschen birgt er nicht mehr als
höhere Kosten, Privatisierung und
Spaltung. Dieser Newsletter zeigt die
Tendenzen in der Familien- und
Gleichstellungspolitik.
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� Geld: Der steuerliche Kinderfrei-
betrag wird auf 7.008 Euro, das Kinder-
geld um 20 Euro erhöht. Der ur-
sprüngliche Plan, den Kinderfreibetrag
auf den ab 2010 für Erwachsene gel-
tenden Wert von 8.004 Euro anzuhe-
ben, scheiterte an leeren Kassen. Un-
klar ist, ob die Benachteiligung von Al-
leinerziehenden beim Kinderfreibetrag
aufgehoben wird. Der Freibetrag soll
das Existenzminimum von der Steuer
freistellen. Kinder brauchen in der Tat
nicht weniger Geld zum Leben als Er-
wachsene. Dennoch ist das Vorhaben
der Koalition sozial ungerecht. Denn
die steuerliche Entlastung steigt mit
dem Einkommen. Bei einem Jahresein-
kommen von 60.000 Euro klettert sie
auf 256 Euro, bei 100.000 Euro auf 407
Euro. Das Kindergeld hingegen steigt
pro Kind nur um 240 Euro im Jahr.

Sozial gerecht ließe sich das Existenzmi-
nimum für Kinder durch eine vom Ein-
kommen der Eltern unabhängige Kinder-
grundsicherung gestalten („Frauen in der
GEW“ Nr. 3/07). Damit wären auch die
problematischen Hartz IV-Sätze für Kin-
der vom Tisch, die derzeit vom Bundes-
verfassungsgericht überprüft werden.

Immerhin soll das Elterngeld reformiert
werden, so dass nicht schon nach sie-
ben Monaten Schluss ist, wenn beide
Eltern gleichzeitig Elterngeld nehmen
und in Teilzeit gehen.

� Zeit: Schwarz-Gelb wirbt (unver-
bindlich) für familienfreundliche Ar-
beitszeiten, unter anderem in Form
von Sabbaticals. Diese Regelung, nach
der Beschäftigte eine längerfristige be-
zahlte Freistellung ansparen können,

wenn sie eine Zeit lang vollzeitig mit
einem Teilzeitentgelt arbeiten, existiert
im öffentlichen Dienst bereits. Damit
bleibt Familienfreundlichkeit jedoch
Privatsache – mit allen Nachteilen, die
Teilzeit beim Einkommen und bei der
Rente mit sich bringt.

Eine Regelung analog zur Altersteilzeit,
auch für die Pflege, würde hingegen einen
wirklichen sozialen Ausgleich schaffen,
weil sich Arbeitgeber, Sozialkassen und
der Staat an den Kosten beteiligten. Bei
Altersteilzeit-Anträgen bis Ende 2009
werden die Sozialbeiträge aufgestockt. Es
kann gewählt werden zwischen durch-
gängiger Teilzeit und dem Blockmodell,
das wie ein Sabbatical funktioniert.

� Infrastruktur: Zwar bekennt sich
die Koalition zum „qualitativen und
quantitativen flexiblen Ausbau bei Trä-
gervielfalt auch unter Einbeziehung
von Tagespflege“ und zur „Vernetzung
mit anderen familienunterstützenden
Angeboten im Sinne von Familienzen-
tren und Mehrgenerationenhäusern“.
Dennoch konnte die CSU ein Betreu-
ungsgeld – die „Herdprämie“ – von
150 Euro im Monat ab 2013 für Eltern
durchsetzen, die ihr Kleinkind nicht
öffentlich betreuen lassen. Ergänzt um
die liberale Idee, das Geld als Gut-
schein für Betreuungsleistungen auszu-
zahlen, leistet dies einer Privatisierung
der frühkindlichen Bildung und Be-
treuung Vorschub.

Zur Betreuung älterer Kinder sagt der Ko-
alitionsvertrag nichts. Der Begriff Ganz-
tagsschule taucht nur im Kapitel „Inte-
gration und Zuwanderung“ auf.
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Bildung wäre schön

Die schwarz-gelbe Koalition ruft die
„Bildungsrepublik Deutschland“ aus:
mit den besten Kitas und Schulen,
Hochschulen und Forschungseinrich-
tungen. Doch der Weg dahin bleibt va-
ge. Denn an den bildungspolitischen
Konsequenzen der Föderalismusreform
II rüttelt Schwarz-Gelb nicht.

Unter dem Stichwort „Bildungsfinan-
zierung“ geht es nicht etwa um die öf-
fentlichen Hände, sondern ausschließ-
lich um private Budgets: Stipendien
sollen ausgebaut, das Bafög gesichert
und weiterentwickelt werden. Zur Ge-
burt soll es ein Zukunftskonto mit ei-
nem Startguthaben von 150 Euro als
langfristiges durch Prämien subventio-
niertes Bildungssparen geben.

Der Bund will sich für eine bessere Aus-
bildung von ErzieherInnen und Lehrer-
Innen einsetzen und erwartet von den
Ländern, dass sie den planmäßigen
Unterricht garantieren sowie die Be-
treuungsrelationen in Kitas und Schu-
len verbessern. Außerdem soll der
Wechsel zwischen den Ländern erleich-
tert werden.

Von Ganztagsangeboten ist keine Rede.
Eigentlich könnte die Schulsozialarbeit
mit Hilfe des Sozialgesetzbuches VIII
(SGB, früher Kinder- und Jugendhilfe-
gesetz) als bundesstaatliche Aufgabe in
Angriff genommen werden. Doch das
SGB VIII wird im Bildungskapitel
nicht erwähnt, sondern nur bei der Fa-
milienpolitik. Es soll auf Effektivität
und Zielgenauigkeit überprüft werden.
Ziele sind „hochqualifizierte Leistungs-
angebote“ und der „Abbau von Schnitt-
stellenproblemen“, vor allem in der frü-
hen Kindheit und für Behinderte.

Verbindlich wird es nur beim Geld
Seit dem 7. Familienbericht von 2007 bestimmt die Trias Geld, Zeit
und Infrastruktur die Familienpolitik. Im Koalitionsvertrag finden
sich Aussagen zu allen drei Aspekten, jedoch sehr unterschiedlich
gewichtet.



Was ist Logib?
In der Schweiz müssen Unternehmen vor der Vergabe öf-
fentlicher Aufträge in einem Test das Ausmaß der Lohndis-
kriminierung im Betrieb messen. Dafür wurde das Verfahren
Logib entwickelt, das auf einer zweistufigen Regressionsana-
lyse (ein statistisches Verfahren) beruht.

Erste Stufe
Der Anteil von Faktoren wie Ausbildung, Dienstjahre und
Alter oder potenzielle Erwerbserfahrung an der Einkom-
mensdifferenz zwischen Frauen und Männern wird berech-
net. Der dadurch nicht erklärbare Anteil gilt als geschlechts-
spezifische Lohnungleichheit.

Zweite Stufe
Der Anteil der Faktoren berufliche Stellung und Anforde-
rungsniveau des Arbeitsplatzes an der geschlechtsspezifi-
schen Lohndifferenz wird berechnet. Dies gilt als so ge-
nannte Beschäftigungsdiskriminierung, also als Diskriminie-
rung von Frauen beim Zugang zu höher bezahlten Arbeits-
plätzen trotz gleicher Qualifikationen und Erfahrungen.

Der verbleibende nicht erklärbare Anteil der Lohndifferenz
gilt als geschlechtsspezifische Lohndiskriminierung. Jedoch
wird erst über einer Toleranzschwelle von fünf Prozent nicht
erklärter Lohndifferenz von diskriminierenden Lohnstruktu-
ren im Unternehmen ausgegangen.

Warum ist Logib ungeeignet?
Argumente gegen das Schweizer Ver-
fahren und sein deutsches Pendant
Logib-D nennt Dr.Andrea Jochmann-
Döll von der GEFA Forschung + Be-
ratung.
Die Variable „Anforderungsniveau“ hat
bei Logib nur vier Stufen. In der tarif-
lichen und betrieblichen
Praxis gibt es jedoch erheb-
lich mehr als vier Entgelt-
gruppen. Logib stellt die
Realität also nur unzurei-
chend dar. Außerdem be-
stehen Zweifel, ob die
Variable eindeutig und
widerspruchsfrei definiert
und diskriminierungsfrei
verwendet ist.

Ausbildung und Dienstjahre werden
als Variable herangezogen, sind jedoch
nicht unbedingt ausschlaggebend für
die Lohnhöhe. Diese wird vielmehr
durch die Anforderungen am Arbeits-
platz bestimmt, wie zum Beispiel die
dort erforderliche Qualifikation (und
nicht die ‚mitgebrachte’).

Aufgrund dieser Mängel wird Lohndis-
kriminierung tendenziell unterbewer-
tet. Unternehmen könnten Logib-D
als Beleg dafür nutzen, dass eigentlich
alles in Ordnung ist. Auch die Tarif-
parteien könnten weiter so tun, als sei
die Wirkung der Arbeitsbewertungs-

verfahren und Eingruppie-
rungssysteme geschlechts-
neutral. Mit Logib-D wird
also nicht die mögliche
mittelbare Diskriminierung
wegen des Geschlechts
beim Entgelt gemessen.

Vielmehr schreibt Logib-D
der einzelnen Frau die Ver-
antwortung für mögliche
Entgeltdiskriminierung zu:

Frauen entscheiden sich nun mal häu-
figer für schlecht bezahlte, frauendomi-
nierte Tätigkeiten, sie wählen Teilzeit
mit geringen Aufstiegschancen, sie
unterbrechen ihre Berufstätigkeit für
die Familie. Und sie verhandeln
schlechter um höhere Entgelte. Struk-
turelle Mechanismen in Arbeitsbewer-

tungsverfahren und Eingruppierungs-
systemen, durch die typische Frauenar-
beitsplätze unterbewertet werden, gera-
ten aus dem Blick.
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Logib? Nicht logisch!
Die neue schwarz-gelbe Bundesregierung hat in ihrem Koalitionsvertrag angekündigt, die Entgelt-
ungleichheit zwischen Frauen und Männern überwinden zu wollen. Dazu soll die Wirtschaft das
Lohntestverfahren Logib-D einsetzen. Gewerkschafterinnen und Wissenschaftlerinnen halten diese
Methode jedoch für wenig geeignet.

Was tun?
Am besten wäre es, Logib-D gar
nicht einzusetzen. Das dürfte
jedoch nicht durchzusetzen sein.
Da die Bundesregierung das Ver-
fahren jedoch „nur“ empfiehlt
und den Unternehmen nicht vor-
schreibt, können Betriebs- und
Personalräte oder Gleichstel-
lungsbeauftragte versuchen, ein
anderes Verfahren zum Einsatz zu
bringen. Dazu gehören Paarver-
gleiche von ausgewählten Tätig-
keiten (job-to-job-Vergleiche) so-
wie Prüfkriterien und Checklis-
ten, die im Zusammenhang mit
der EU-Gesetzgebung entwickelt
worden sind. Das Problem: Diese
müssen noch weiterentwickelt
und für eine breite Anwendung
nutzbar gemacht werden.

Dr. Andrea Jochmann-Döll
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Infos

Termine

Baden-Württemberg
Das Strategieseminar der GEW-
Frauen, um die frauenpolitische Ar-
beit zu vernetzen, zu planen und sich
untereinander auszutauschen, findet
am 22. und 23. Januar 2010 statt. Es ist
offen für alle interessierten Frauen.
monika.dehmelt@gew-bw.de,
Tel.: 0711 21030-26

Berlin
Das Seminar Einführung in die Anti-
diskriminierungspädagogik findet am
27. November 2009 in der GEW-Ge-
schäftsstelle statt. Mit einem neuen pä-
dagogischen Ansatz sollen junge Men-
schen befähigt werden, mit sozialen
Differenzen umzugehen, und mehr
über die gesellschaftlichen Ursachen
dieser Differenzen lernen.
www.gew-berlin.de/1773.htm

Am 23. Januar 2010 folgt ein Seminar
über Gender, Feminismus und ge-
schlechtergerechte Pädagogik eben-
falls in der GEW-Geschäftsstelle. Nach
einer Begriffsklärung geht es darum,
welche Bedeutung Frauen- und Män-
nerbilder für die pädagogische Praxis
haben. Handlungsoptionen sollen an-
hand der praktischen Erfahrungen der
Teilnehmenden besprochen werden.
www.gew-berlin.de/1773.htm

Literaturtipp
Die GEW Nordrhein-Westfalen hat
die Broschüre „Gleichstellung in der
Schule. Gesetzliche Grundlagen und
Tipps“ herausgegeben. Sie richtet sich
an Ansprechpartnerinnen für Gleich-
stellung, an Personalratsmitglieder
interessierte Kolleginnen und Kolle-
gen. GEW-Mitglieder aus NRW kön-
nen die Broschüre im Internet bestel-
len: www.gew-nrw.de
(� Bildung und Politik, Frauenpolitik)
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„Mann sein“ als Einstellungskriterium?
Nach einer Auswertung der GEW-Frauen kommen in Baden-Württemberg bei
Stellenausschreibungen erheblich mehr Lehrer zum Zug als im Listenverfahren.
An Grund- und Hauptschulen sowie bei den musisch-technischen Fachlehrkräften
spiele das Geschlecht eine besonders große Rolle. Insgesamt stellten Männer 23,8
Prozent der Bewerbungen. Eingestellt wurden 28,6 Prozent. An den Grund- und
Hauptschulen kamen über das Listenverfahren 3,1 Prozent Männer zum Zug.
Nach Stellenausschreibungen waren es 20,2 Prozent.
Mehr zum Thema steht im Fraueninfo 22/2009 der GEW Baden-Württemberg.
www.gew-bw.de (� Themen, Frauenpolitik, Publikationen)

Re-Dramatisierung von Bildung und Geschlecht
Unter diesem Titel fand am 16. und 17. Oktober auf Einladung des GEW-
Vorstandsbereichs Frauenpolitik ein Workshop in Berlin statt. Die Forderung
nach mehr Männern in Bildungs- und Erziehungseinrichtungen wird gern in
einen Zusammenhang mit den Leistungen von Jungen gestellt. Deswegen refe-
rierte Dr. Waltraud Cornelißen vom Deutschen Jugendinstitut in München über
„Jungen, die Bildungsverlierer?“. Katharina Debus, die „Neue Wege für Jungs“
wissenschaftlich begleitet, gab Auskunft über „Männlichkeitsbilder – Rollenwan-
del und Vielfalt als Gewinn“. Über Akteure in der Bildungspolitik sprach Doro-
Thea Chwalek vom Kompetenzzentrum Bielefeld.
Literaturliste zum Thema: www.gew-bayern.de (� Meine Gewerkschaft, Frauen)

GEW Bremen mit verbindlicher Frauenquote
Bei ihrem Gewerkschaftstag am 28. Oktober hat die GEW Bremen „nach Mög-
lichkeit“ eine 50-Prozent-Quote für Frauen im Landesvorstand und im geschäfts-
führenden Landesvorstand beschlossen. Von den vom Gewerkschaftstag zu wäh-
lenden Landesvorstandsmitgliedern „sollen“ mindestens 50 Prozent Frauen sein.
Ist das nicht möglich, bleiben die Mandate bis zu einer Nachwahl unbesetzt. Ein
weitergehender Vorschlag, nach dem Frauen in allen Gremien entsprechend ihres
Mitgliederanteils vertreten sein müssen, wurde verworfen.

Zum Schluss …

Meldungen aus der GEW




